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1. Erfordernis der Planung 

Die Ortsgemeinde Anschau beabsichtigt die 1. Änderung und Erweiterung des rechtskräfti-
gen Bebauungsplans „Auf Weiler Büsch“.  

Mit dem ursprünglichen Bebauungsplan, der am 03.06.1994 Rechtskraft erlangt hat, wurden 
durch die Ortsgemeinde seinerzeit die planungsrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen für 
die Ansiedlung von Gewerbebetrieben geschaffen. Insbesondere sollten für ortsansässige 
Handwerks- und Gewerbebetriebe entsprechende Flächenpotenziale für die Verlagerung ih-
rer Betriebsstätten aus der beengten Ortslage bereitgestellt werden. 

Zwischenzeitlich haben sich einige Betriebe angesiedelt. So ist u.a. auf dem Flurstück Ge-
markung Anschau, Flur 5, Flurstück 3/1 ein Zimmereibetrieb entstanden. Die betriebliche 
Entwicklung in den letzten Jahren hat dazu geführt, dass für diesen Betrieb ein Erweite-
rungsbedarf besteht. Aufgrund der gegebenen Rahmenbedingungen auf dem Betriebs-
grundstück und den hieraus resultierenden innerbetrieblichen Abläufen ist eine Erweiterung 
des Betriebs unter Inanspruchnahme der nordöstlich der bestehenden Gebäude gelegenen 
Flächenteile notwendig.  

Dieser betrieblichen Erweiterungsabsicht stehen jedoch die Vorgaben des geltenden Bebau-
ungsplans entgegen bzw. der überwiegende Teil der für die Erweiterung notwendigen Flä-
chen ist dem Außenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen. Da für den Gewerbebetrieb die 
Privilegierungstatbestände des § 35 (1) BauGB nicht vorliegen und der Rechtsgrundlage 
nach § 35 (2) als „sonstiges Vorhaben“ verschiedene öffentliche Belange entgegenstehen, 
hat der Grundstückseigentümer an die Ortsgemeinde Anschau einen Antrag auf Änderung 
und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplans gestellt. Vorrangiges Ziel des Antrag-
stellers ist die Schaffung des Baurechts für seine betriebliche Entwicklung.  

Im Vorfeld der Einleitung des Verfahrens zur 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
plans hat die Ortsgemeinde das Planungserfordernis i.S. des § 1 (3) BauGB geprüft. Seitens 
der Ortsgemeinde werden insbesondere die in § 1 (6) Nr. 8a BauGB verankerten Belange 
der Wirtschaft zur Rechtfertigung der Planung angeführt.  

Demnach hat eine planende Gemeinde u.a. die Aufgabe, die Belange der Wirtschaft durch 
ein ausreichendes, den wirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechendes Flächenangebot zu 
berücksichtigen. 

Im vorliegenden Fall ist es für die Ortsgemeinde von Bedeutung, die Standortinteressen ei-
nes ortsansässigen Unternehmens an der weiteren Ausnutzung des vorhandenen Bestandes 
sowie das Bedürfnis nach Betriebserweiterung und -entwicklung zu gewährleisten. Die hin-
reichend konkret geäußerten Erweiterungsabsichten und zwischenzeitlich (tlw.) vollzogene 
bauliche Betriebsentwicklung des Zimmereibetriebs haben die Ortsgemeinde zur 1. Ände-
rung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplans und somit gleichzeitig zur Erwei-
terung der bisher überplanten gewerblicher Bauflächen veranlasst. 

Damit will die Ortsgemeinde einen Beitrag für eine „aktive“ Wirtschaftsförderung mit dem Ziel 
der Erhaltung und Ausbau von Wirtschaftskraft vor Ort leisten. Ein weiteres Ziel ist die Schaf-
fung bzw. Erhaltung von Arbeitsplätzen vor Ort. 

Zur Begründung des städtebaulichen Erfordernisses wird weiterhin die nachhaltige Stärkung 
des vorhandenen Standortes und somit eine weitere Attraktivitätssteigerung des Gewerbe-
standortes Anschau sowie die Umsetzung der Vorgaben des Flächennutzungsplans der 
Verbandsgemeinde Vordereifel, wonach die gewerbliche Entwicklung in diesem Teilbereich 
der Ortsgemeinde Anschau bereits enthalten ist, angeführt. 
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2. Verfahrensrechtliche Aspekte 

Die Ortsgemeinde Anschau hat in der Sitzung am 17.03.2014 die Aufstellung des Bebau-
ungsplans beschlossen.  

Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (2) BauGB fand in der Zeit vom …………. bis ein-
schließlich ………………… statt.  Durch die Öffentlichkeit wurde keine Stellungnahme zum 
Bebauungsplan abgegeben. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
16.11.2018 am Verfahren nach § 4 (2) BauGB beteiligt. Nachfolgend aufgelistete Behörden 
haben eine Stellungnahme mit abwägungsrelevanten Inhalt abgegeben: 

1. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referat 9.70 Naturschutz, Wasserwirtschaft, 
Schreiben vom 29.11.2108, 

2. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referat 9.70 Naturschutz, Wasserwirtschaft, 
Schreiben vom 28.11.2108, 

3. Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum Osteifel-Westerwald, Schreiben vom 
20.12.2018, 

4. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Schreiben vom 21.12.2018, 

5. Deutscher Wetterdienst, Schreiben vom 10.12.2018, 

6. IHK Koblenz, Schreiben vom 27.12.2108, 

7. Landesverband der Deutschen Gebirgs- und Wandervereine, Schreiben vom 
19.12.2018, 

8. Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e.V., Schreiben vom 17.12.2018, 

9. Westnetz GmbH, Schreiben vom 29.11.2018, 

10. Wasserversorgungs-Zweckverband Maifeld-Eifel, Schreiben vom 03.01,2019, 

11. Verbandsgemeindeverwaltung Vordereifel, Abwasserwerk Vordereifel, Schreiben 
vom 20.11.2018 und 

12. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Schreiben vom 21.01.2019 

 

Eine Stellungnahme ohne abwägungsrelevanten Inhalt haben abgegeben: 

1. Forstamt Ahrweiler, Schreiben vom 20.11.2018, 

2. PLEDOC, Schreiben vom 22.11.2018, 

3. Energienetze Mittelrhein, Schreiben vom 05.12.2019, 

4. Eisenbahn Bundesamt, Schreiben vom 03.12.2018,  

5. Deutsche Bahn AG, Schreiben vom 30.11.2018, 

6. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Schreiben vom 
28.11.2018, 

7. Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung Niederlassung Koblenz, Schreiben 
vom 10.12.2018, 

8. Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 17.12.2018, 

9. Handwerkskammer Koblenz, Schreiben vom 19.12.2018 und  

10. Landesbetrieb Mobilität Cochem-Koblenz, Schreiben vom 20.12.2018.   
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3 Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden nach § 4 
(2) BauGB  

 
3.1 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referat 9.70 Naturschutz, Wasserwirtschaft, 

Schreiben vom 29.11.2108 



Ortsgemeinde Anschau          6 
1. Änderung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplans '’Auf Weiler Büsch’’   
Abwägung        
  

 

 
 

 

Abwägungsvorgang 

Wasserrechtliche Erlaubnis 

In der Ebene des Bebauungsplans erfolgt grundsätzlich nur die planungsrechtliche Siche-
rung der für die Beseitigung der Niederschlagswasser benötigten Flächen. Die Umsetzung 
werden i.d.R. in der Planvollzugsebene vollzogen. Hierzu gehört auch die Einholung der 
wasserrechtlichen Erlaubnis.   

Für den vorliegenden Bebauungsplan ergibt sich hieraus kein weiterer planerischer bzw. ab-
wägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

  

Städtebaulicher Vertrag 

Im vorliegenden Planungsfall hat die Ortsgemeinde mit dem Antragsteller am 04.12.2013  
einen städtebaulichen Vertrag geschlossen.  

Mit Datum vom 07.08.2020 wurde zwischen der Ortsgemeinde und dem Vorhabeträger ein 
Änderungs- und Ergänzungsvertrag zum ursprünglichen städtebaulichen Vertrag vom 
04.12.2013 geschlossen. Regelungsgegenstand ist die Anpassung der vertraglichen Inhalte 
an die geänderten Eigentumsverhältnisse im Bereich der ehemaligen Parzelle Gemarkung 
Anschau, Flur 5, Nr. 3/1.  

Im Rahmen einer Grundstücksteilung wurden aus diesem Flurstück die Parzellen 3/3 und 3/4 
mit unterschiedlichen Eigentümern gebildet.  

Durch den Beitritt des Eigentümers der Parzelle 3/4 wird sichergestellt, dass die getroffenen 
vertraglichen Vereinbarungen eingehalten und umgesetzt werden können. 

Somit sind die von der Kreisverwaltung vorgebrachten Anregungen berücksichtigt. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht hierzu kein weiterer planerischer Handlungsbe-
darf. 

 

Schutzgebiete 

Die Mitteilung, wonach keine Schutzgebiete und Oberflächengewässer betroffen sind, wird 
zur Kenntnis genommen. 

Für den vorliegenden Bebauungsplan ergibt sich hieraus kein weiterer planerischer bzw. ab-
wägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregungen zum Belang „Wasserrechtliche Erlaubnis“ werden zur Kenntnis genommen. 

Die Anregungen zum Städtebaulichen Vertrag sind entsprechend den Ausführungen in der 
abwägenden Stellungnahme berücksichtigt.  

Die Mitteilung, wonach keine Schutzgebiete und Oberflächengewässer betroffen sind, wird 
zur Kenntnis genommen. 
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Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.2 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referat 9.70 Naturschutz, Wasserwirtschaft, 

Schreiben vom 28.11.2108 
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Abwägungsvorgang 

Städtebaulicher Vertrag 

Im vorliegenden Planungsfall hat die Ortsgemeinde mit dem Antragsteller am 04.12.2013  
einen städtebaulichen Vertrag geschlossen.  

Mit Datum vom 07.08.2020 wurde zwischen der Ortsgemeinde und dem Vorhabeträger ein 
Änderungs- und Ergänzungsvertrag zum ursprünglichen städtebaulichen Vertrag vom 
04.12.2013 geschlossen. Regelungsgegenstand ist die Anpassung der vertraglichen Inhalte 
an die geänderten Eigentumsverhältnisse im Bereich der ehemaligen Parzelle Gemarkung 
Anschau, Flur 5, Nr. 3/1.  

Im Rahmen einer Grundstücksteilung wurden aus diesem Flurstück die Parzellen 3/3 und 3/4 
mit unterschiedlichen Eigentümern gebildet.  

Durch den Beitritt des Eigentümers der Parzelle 3/4 wird sichergestellt, dass die getroffenen 
vertraglichen Vereinbarungen eingehalten und umgesetzt werden können. 

In § 2 dieses Änderungs- und Ergänzungsvertrags werden zudem die in § 4 des ursprüngli-
chen Vertrags getroffenen Regelungen zu den naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnah-
men konkretisiert und an die geänderten Eigentumsverhältnisse angepasst. 

Somit sind die von der Kreisverwaltung vorgebrachten Anregungen berücksichtigt. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht hierzu kein weiterer planerischer Handlungsbe-
darf. 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregungen zum Städtebaulichen Vertrag sind entsprechend den Ausführungen in der 
abwägenden Stellungnahme berücksichtigt.  

 

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 



Ortsgemeinde Anschau          11 
1. Änderung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplans '’Auf Weiler Büsch’’   
Abwägung        
  

 

 
 

 

 
3.3 Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum Osteifel-Westerwald, Schreiben vom 

20.12.2018 
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Abwägungsvorgang 

Grundsätzlich ist auf die Ausführungen in der Begründung, Kapitel B 2.1, „Zusätzliche Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen, zusätzliche Bodenversiegelungen, Um-
nutzung von landwirtschaftlichen, als Wald oder für Wohnzwecke genutzten Flächen § 1a (2) 
BauGB“ zu verweisen, indem sich mit der Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Nutz-
fläche auseinandergesetzt wird. 

Hier ist folgendes ausgeführt: 

„Mit der 1. Änderung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplans wird die landwirt-
schaftliche Nutzfläche der Parzelle 3/4 tlw. beansprucht. 

Die Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Flächen ist insbesondere zur Umsetzung der 
in den Kapiteln 1 und 5 im Teil A der Begründung dargelegten, städtebaulichen Ziele unver-
meidbar. Zwecks Vermeidung von Wiederholungen wird an dieser Stelle auf die dortigen 
Ausführungen verwiesen. Unter Berücksichtigung der dort angeführten Belange ist die Um-
widmungssperre im Rahmen der Abwägung überwindbar, da gewichtige Belange hierfür vor-
liegen. 

Die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen erfolgt nur im notwendigen Umfang. 
In der Gemarkung Anschau sind ca. 515 ha Land vorhanden. Hiervon werden lt. Angabe des 
statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz zum 31.12.2013 ca. 47,5 % der Flächen durch 
die Landwirtschaft genutzt (ca. 245 ha). Der Anteil der Siedlungsflächen liegt bei rund 11,7 
%. Seit 1988 ist ein Rückgang der landwirtschaftlichen Nutzfläche um ca. 1,6 % festzustel-
len. Im gleichen Zeitraum hat die Siedlungs- und Verkehrsfläche um ca. 0,9% zugenommen, 
die Waldfläche um rund 0,7 % (von 39,4 auf 40,1 %).  

Die Inanspruchnahme von ca. 0,66 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche bedeutet einen Anteil 
von ca. 0,2 % an der Landwirtschaftsfläche.  

 

 

Diese ist zurzeit an einen Landwirt verpachtet. Eine Existenzgefährdung durch den Wegfall 
der vorgenannten Teilfläche für die intensive landwirtschaftliche Nutzung ist für den Landwirt 
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nicht gegeben, da er seine Existenz nicht auf die Pachtfläche aufbauen und somit nachhaltig 
sichern kann. 

Weiterhin findet kein vollständiger Entzug der landwirtschaftlichen Nutzfläche statt. Lt. den 
Ausführungen des Fachbeitrags Naturschutz ist eine extensive Grünlandfläche zu entwi-
ckeln, für die wahlweise eine entsprechende Pflege in Form von Mahd oder aber eine Be-
weidung durchgeführt werden soll. 

Schließlich wird mit der ausgewählten Ausgleichsfläche dem funktionalen Anspruch an den 
naturfachplanerischen Ausgleich Rechnung getragen.  

Im Rahmen der Gesamtbetrachtung aller relevanten Abwägungsgüter wird insbesondere den 
im Teil A, Kapitel 1 und Kapitel 5 dargelegten städtebaulichen Gründen ein höheres Gewicht 
eingeräumt als der Erhaltung der landwirtschaftlichen Nutzflächen in diesem Teilgebiet. An-
haltspunkte für eine Existenzgefährdung von landwirtschaftlichen Betrieben sind nach den 
vorliegenden Erkenntnissen nicht gegeben.  

Mit der Inanspruchnahme von derzeit noch landwirtschaftlich bewirtschafteten Flächen wird 
keine Betroffenheit landwirtschaftlicher Betriebe durch den Flächenentzug hervorgerufen. 

Die außerhalb eines landwirtschaftlichen Betriebs stehenden Eigentumsverhältnisse schlie-
ßen bereits heute eine dauerhafte und nachhaltige Sicherung der betroffenen Flächen aus-
schließlich für die landwirtschaftliche Nutzung aus.  

Vor dem Hintergrund, dass es sich lediglich um eine angepachtete Fläche handelt, schließt 
ein eigenverantwortliches und „planmäßiges“ Wirtschaften der Landwirtschaft mit diesen Flä-
chen aus. Der Wegfall der landwirtschaftlichen Nutzflächen wird daher zu keiner Existenzge-
fährdung des betroffenen landwirtschaftlichen Betriebs führen.“   

Abschließend wird darauf hingewiesen, dass sich erfahrungsgemäß die Anordnung von ex-
ternen Kompensationsmaßnahmen unmittelbar am Siedlungsrand – wie von der Fachbehör-
de vorgeschlagen – als nicht sinnvoll und praktikabel zeigen. 

Unter Berücksichtigung einer Dauerhaftigkeit, die für eine Ausgleichsfläche mit einer Dauer 
von > 25 Jahre anzusetzen ist, wäre bei einer derzeit nicht vorhersehbaren bzw. geplanten 
Erweiterung der gewerblichen Baufläche diese durch die Ausgleichsfläche blockiert bzw. 
würde bei deren Aufhebung zu einem weitaus höheren Ausgleichserfordernis führen.  

Vor dem Hintergrund der Gewährleistung eines funktionalen Ausgleichs würde dies zu einer 
höheren Belastung und Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Nutzflächen führen, da 
die festgesetzte Ausgleichsfläche aus ökologischer Sicht eine höherer Wertigkeit als eine 
reine landwirtschaftliche Nutzfläche hätte.  

Schließlich ist auf die Vorgaben des wirksamen Flächennutzungsplans der Verbandsge-
meinde Vordereifel zu verweisen. Hier ist der beanspruchte Flächenteil u.a. als Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft darge-
stellt. 

Im wirksamen Bebauungsplan ist die angesprochene Parzelle Nr. 144/37 zudem bereits als 
Ausgleichsfläche festgesetzt. 

Insofern erfolgt mit der vorliegenden Planung die konsequente Umsetzung der bereits doku-
mentierten und planungsrechtlich abgesicherten Planungsabsicht der Ortsgemeinde An-
schau.  
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Beschlussvorschlag 

Unter Berücksichtigung des angeführten Sachverhalts werden die Anregungen nicht berück-
sichtigt.  

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.4 Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz , Schreiben vom 21.12.2018 
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Abwägungsvorgang 

Grundsätzlich ist auf die Ausführungen in der Begründung, Kapitel B 2.1, „Zusätzliche Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen, zusätzliche Bodenversiegelungen, Um-
nutzung von landwirtschaftlichen, als Wald oder für Wohnzwecke genutzten Flächen § 1a (2) 
BauGB“ zu verweisen, indem sich mit der Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Nutz-
fläche auseinandergesetzt wird. 

Hier ist folgendes ausgeführt: 

„Mit der 1. Änderung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplans wird die landwirt-
schaftliche Nutzfläche der Parzelle 3/4 tlw. beansprucht. 

Die Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Flächen ist insbesondere zur Umsetzung der 
in den Kapiteln 1 und 5 im Teil A der Begründung dargelegten, städtebaulichen Ziele unver-
meidbar. Zwecks Vermeidung von Wiederholungen wird an dieser Stelle auf die dortigen 
Ausführungen verwiesen. Unter Berücksichtigung der dort angeführten Belange ist die Um-
widmungssperre im Rahmen der Abwägung überwindbar, da gewichtige Belange hierfür vor-
liegen. 

Die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen erfolgt nur im notwendigen Umfang. 
In der Gemarkung Anschau sind ca. 515 ha Land vorhanden. Hiervon werden lt. Angabe des 
statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz zum 31.12.2013 ca. 47,5 % der Flächen durch 
die Landwirtschaft genutzt (ca. 245 ha). Der Anteil der Siedlungsflächen liegt bei rund 11,7 
%. Seit 1988 ist ein Rückgang der landwirtschaftlichen Nutzfläche um ca. 1,6 % festzustel-
len. Im gleichen Zeitraum hat die Siedlungs- und Verkehrsfläche um ca. 0,9% zugenommen, 
die Waldfläche um rund 0,7 % (von 39,4 auf 40,1 %).  

Die Inanspruchnahme von ca. 0,66 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche bedeutet einen Anteil 
von ca. 0,2 % an der Landwirtschaftsfläche.  
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Diese ist zurzeit an einen Landwirt verpachtet. Eine Existenzgefährdung durch den Wegfall 
der vorgenannten Teilfläche für die intensive landwirtschaftliche Nutzung ist für den Landwirt 
nicht gegeben, da er seine Existenz nicht auf die Pachtfläche aufbauen und somit nachhaltig 
sichern kann. 

Weiterhin findet kein vollständiger Entzug der landwirtschaftlichen Nutzfläche statt. Lt. den 
Ausführungen des Fachbeitrags Naturschutz ist eine extensive Grünlandfläche zu entwi-
ckeln, für die wahlweise eine entsprechende Pflege in Form von Mahd oder aber eine Be-
weidung durchgeführt werden soll. 

Schließlich wird mit der ausgewählten Ausgleichsfläche dem funktionalen Anspruch an den 
naturfachplanerischen Ausgleich Rechnung getragen.  

Im Rahmen der Gesamtbetrachtung aller relevanten Abwägungsgüter wird insbesondere den 
im Teil A, Kapitel 1 und Kapitel 5 dargelegten städtebaulichen Gründen ein höheres Gewicht 
eingeräumt als der Erhaltung der landwirtschaftlichen Nutzflächen in diesem Teilgebiet. An-
haltspunkte für eine Existenzgefährdung von landwirtschaftlichen Betrieben sind nach den 
vorliegenden Erkenntnissen nicht gegeben.  

Mit der Inanspruchnahme von derzeit noch landwirtschaftlich bewirtschafteten Flächen wird 
keine Betroffenheit landwirtschaftlicher Betriebe durch den Flächenentzug hervorgerufen. 

Die außerhalb eines landwirtschaftlichen Betriebs stehenden Eigentumsverhältnisse schlie-
ßen bereits heute eine dauerhafte und nachhaltige Sicherung der betroffenen Flächen aus-
schließlich für die landwirtschaftliche Nutzung aus.  

Vor dem Hintergrund, dass es sich lediglich um eine angepachtete Fläche handelt, schließt 
ein eigenverantwortliches und „planmäßiges“ Wirtschaften der Landwirtschaft mit diesen Flä-
chen aus. Der Wegfall der landwirtschaftlichen Nutzflächen wird daher zu keiner Existenzge-
fährdung des betroffenen landwirtschaftlichen Betriebs führen.“   

Abschließend wird darauf hingewiesen, dass sich erfahrungsgemäß die Anordnung von ex-
ternen Kompensationsmaßnahmen unmittelbar am Siedlungsrand – wie von der Fachbehör-
de vorgeschlagen – als nicht sinnvoll und praktikabel zeigen. 

Unter Berücksichtigung einer Dauerhaftigkeit, die für eine Ausgleichsfläche mit einer Dauer 
von > 25 Jahre anzusetzen ist, wäre bei einer derzeit nicht vorhersehbaren bzw. geplanten 
Erweiterung der gewerblichen Baufläche diese durch die Ausgleichsfläche blockiert bzw. 
würde bei deren Aufhebung zu einem weitaus höheren Ausgleichserfordernis führen.  

Vor dem Hintergrund der Gewährleistung eines funktionalen Ausgleichs würde dies zu einer 
höheren Belastung und Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Nutzflächen führen, da 
die festgesetzte Ausgleichsfläche aus ökologischer Sicht eine höherer Wertigkeit als eine 
reine landwirtschaftliche Nutzfläche hätte.  

Schließlich ist auf die Vorgaben des wirksamen Flächennutzungsplans der Verbandsge-
meinde Vordereifel zu verweisen. Hier ist der beanspruchte Flächenteil u.a. als Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft darge-
stellt. 

Im wirksamen Bebauungsplan ist die angesprochene Parzelle Nr. 144/37 zudem bereits als 
Ausgleichsfläche festgesetzt. 

Insofern erfolgt mit der vorliegenden Planung die konsequente Umsetzung der bereits doku-
mentierten und planungsrechtlich abgesicherten Planungsabsicht der Ortsgemeinde An-
schau.  
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Beschlussvorschlag 

Unter Berücksichtigung des angeführten Sachverhalts werden die Anregungen nicht berück-
sichtigt.  

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.5 Deutscher Wetterdienst, Schreiben vom 10.12.2018 
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Abwägungsvorgang 

In den Planunterlagen (Umweltbericht, Fachbeitrag Naturschutz) wurde – auch unter Be-
rücksichtigung der Vorgaben aus dem ursprünglichen Bebauungsplan und der zwischenzeit-
lich vollzogenen Siedlungsentwicklung - das Schutzgut Klima ausreichend berücksichtigt.  

Für die Ebene der vorliegenden 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans besteht 
kein weiterer abwägungsrelevanter bzw. planerischer Handlungsbedarf. 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregung ist - wie in der abwägenden Stellungnahme dargelegt – in der 1. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplans bereits berücksichtigt. 

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.6 IHK Koblenz, Schreiben vom 27.12.2018 
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Abwägungsvorgang 

Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Für die Ebene der vorliegenden 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans besteht 
kein weiterer abwägungsrelevanter bzw. planerischer Handlungsbedarf. 

 

Beschlussvorschlag 

Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

Beschlussfassung: 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.7 Landesverband der Deutschen Gebirgs- und Wandervereine, Schreiben vom 

19.12.2018 
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Abwägungsvorgang 

Im vorliegenden Planungsfall hat die Ortsgemeinde mit dem Antragsteller am 04.12.2013  
einen städtebaulichen Vertrag geschlossen.  

Mit Datum vom 07.08.2020 wurde zwischen der Ortsgemeinde und dem Vorhabeträger ein 
Änderungs- und Ergänzungsvertrag zum ursprünglichen städtebaulichen Vertrag vom 
04.12.2013 geschlossen. Regelungsgegenstand ist die Anpassung der vertraglichen Inhalte 
an die geänderten Eigentumsverhältnisse im Bereich der ehemaligen Parzelle Gemarkung 
Anschau, Flur 5, Nr. 3/1.  

Im Rahmen einer Grundstücksteilung wurden aus diesem Flurstück die Parzellen 3/3 und 3/4 
mit unterschiedlichen Eigentümern gebildet.  

In § 2 dieses Änderungs- und Ergänzungsvertrags werden zudem die in § 4 des ursprüngli-
chen Vertrags getroffenen Regelungen zu den naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnah-
men konkretisiert und an die geänderten Eigentumsverhältnisse angepasst. 

Durch den Beitritt des Eigentümers der Parzelle 3/4 wird sichergestellt, dass die getroffenen 
vertraglichen Vereinbarungen – und hier auch die Regelungen für eine fristgerechte Umset-
zung und dauerhafte Unterhaltung und Pflege der naturfachplanerischen Ausgleichsmaß-
nahmen eingehalten und umgesetzt werden können. 

Somit sind die vorgebrachten Anregungen berücksichtigt. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht hierzu kein weiterer planerischer Handlungsbe-
darf. 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregungen zum Städtebaulichen Vertrag sind entsprechend den Ausführungen in der 
abwägenden Stellungnahme berücksichtigt.  

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.8 Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e.V., Schreiben vom 17.12.2018 

 

 

 



Ortsgemeinde Anschau          30 
1. Änderung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplans '’Auf Weiler Büsch’’   
Abwägung        
  

 

 
 

 

Abwägungsvorgang 

Im vorliegenden Planungsfall hat die Ortsgemeinde mit dem Antragsteller am 04.12.2013  
einen städtebaulichen Vertrag geschlossen.  

Mit Datum vom 07.08.2020 wurde zwischen der Ortsgemeinde und dem Vorhabeträger ein 
Änderungs- und Ergänzungsvertrag zum ursprünglichen städtebaulichen Vertrag vom 
04.12.2013 geschlossen. Regelungsgegenstand ist die Anpassung der vertraglichen Inhalte 
an die geänderten Eigentumsverhältnisse im Bereich der ehemaligen Parzelle Gemarkung 
Anschau, Flur 5, Nr. 3/1.  

Im Rahmen einer Grundstücksteilung wurden aus diesem Flurstück die Parzellen 3/3 und 3/4 
mit unterschiedlichen Eigentümern gebildet.  

In § 2 dieses Änderungs- und Ergänzungsvertrags werden zudem die in § 4 des ursprüngli-
chen Vertrags getroffenen Regelungen zu den naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnah-
men konkretisiert und an die geänderten Eigentumsverhältnisse angepasst. 

Durch den Beitritt des Eigentümers der Parzelle 3/4 wird sichergestellt, dass die getroffenen 
vertraglichen Vereinbarungen – und hier auch die Regelungen für eine fristgerechte Umset-
zung und dauerhafte Unterhaltung und Pflege der naturfachplanerischen Ausgleichsmaß-
nahmen eingehalten und umgesetzt werden können. 

Somit sind die vorgebrachten Anregungen berücksichtigt. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht hierzu kein weiterer planerischer Handlungsbe-
darf. 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregungen zum Städtebaulichen Vertrag sind entsprechend den Ausführungen in der 
abwägenden Stellungnahme berücksichtigt.  

 

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.9 Westnetz GmbH, Schreiben vom 29.11.2018 
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Abwägungsvorgang 

Dem beigefügten Lageplan ist zu entnehmen, dass die bestehenden Leitungstrassen durch 
den vorliegenden Bebauungsplan nicht beeinträchtigt werden.  

Die Hauptversorgungsleitungen mit übergebietlicher Bedeutung liegen in den öffentlichen 
Flächen (Verkehrsflächen). 

Darüber hinaus sind Hausanschlussleitungen vorhanden, die eine Versorgungsfunktion für 
das jeweilige Grundstück übernehmen und keine für die Ebene des Bebauungsplans rele-
vante Funktion übernehmen bzw. einer entsprechenden planungsrechtlichen Sicherung be-
dürfen. 

Es besteht kein weiterer planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf für die 
vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplans. 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.10 Wasserversorgungs-Zweckverband Maifeld-Eifel, Schreiben vom 03.01,2019 
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Abwägungsvorgang 

Löschwasserversorgung 

Bereits in der frühzeitigen Behördenbeteiligung hatte der zuständige Versorgungsträger 
Wasserversorgungs-Zweckverband Maifeld-Eifel (WVZ) mitgeteilt, dass für den Geltungsbe-
reich der 1. Änderung und Erweiterung eine Trink- und Löschwassermenge von 13,4 l/s über 
mindestens 2 Stunden bereitgestellt werden kann. Sofern eine höhere Löschwassermenge 
benötigt wird, ist das Plangebiet aus Sicht des Versorgungsträgeres nicht erschlossen. 

Da das Referat Brandschutz der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz lt. der in der frühzeitigen 
Beteiligung vorgebrachten Stellungnahme jedoch einen Löschwassernachweis in Höhe von 
1.600 l/min. über einen Zeitraum von 2 Stunden für angemessen hält, ergibt sich somit eine 
Versorgungslücke.  

Um dem in § 1 (6) BauGB verankertem Belang nach Gewährleistung einer ausreichenden 
Sicherheit der Bevölkerung i.S. des § 1 (6) BauGB gewährleisten zu können, wurde daher 
bereits in der Ebene des Bebauungsplans eine entsprechende Festsetzung getroffen.  

Im nordwestlichen Bereich erfolgt hierzu die Festsetzung einer Fläche für Nebenanlagen i.S. 
des § 14 (1) BauNVO. Innerhalb dieser Fläche regelt der Bebauungsplan ausschließlich die 
Zulässigkeit von Einrichtungen für die Löschwasserversorgung.  

In Ergänzung hierzu wird durch textliche Festsetzung geregelt, dass innerhalb dieser Fläche 
eine Einrichtung für die Vorhaltung von Löschwasser mit einer Mindestmenge von 100 m³ zu 
errichten ist. Hierdurch wird der jeweilige Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigte 
verpflichtet, in der Planvollzugsebene einen entsprechenden Nachweis zu führen bzw. die 
notwendige Einrichtung zur Gewährleistung einer ausreichenden Löschwasserversorgung 
herzustellen. 

Zum Zeitpunkt der Planaufstellung kann die Gemeinde unter Berücksichtigung der Eigen-
tumsverhältnisse und den vorgebrachten Eigentümerabsichten nach Erweiterung seines 
Gewerbebetriebs davon ausgehen, dass sich die Bereitstellung einer ausreichenden Lösch-
wassermenge ausschließlich auf die Bedürfnisse des ansässigen Gewerbebetriebs bezieht. 
Um diese, ausschließlich dem Betriebsgrundstück dienende Funktion hervorzuheben, erfolgt 
daher die Festsetzung als Fläche für Nebenanlagen i.S. § 14 (1) BauNVO.  

Hieraus ist die Bereitstellung einer ausreichenden Löschwasserversorgung als eine private 
Aufgabe des Eigentümers abzuleiten. 

In den Textfestsetzungen wird ergänzend geregelt, dass die Fläche für die Löschwasserein-
richtung dienende Funktion für alle im Geltungsbereich der 1. Änderung und Erweiterung  
gelegenen Flächen hat. Damit soll im Fall einer Grundstücksaufteilung und einem damit ein-
hergehenden Eigentümerwechsels etwaigen Ansprüchen des „neuen“ Eigentümers gegen-
über der Ortsgemeinde bzw. dem zuständigen öffentlichen Versorgungsträgers nach Bereit-
stellung der notwendigen Löschwassermenge ausgeschlossen werden.       

Mit der getroffenen Regelung werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen in Form der 
Sicherung einer Fläche für die Bereitstellung für die Löschwasserversorgung (z.B. Lösch-
wasserteich, Zisterne) geschaffen und eine wesentliche Voraussetzung für eine gesicherte 
Erschließung i.S. des § 30 (1) BauGB geschaffen, die in der Planvollzugsebene der weiteren 
Ausgestaltung bedürfen. 

Es besteht kein weiterer planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf für die 
vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplans. 
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Beitragspflicht 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

Für die Ebene der 1. Änderung besteht kein  weiterer planerischer bzw. abwägungsrelevan-
ter Handlungsbedarf. 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregung zur Löschwasserversorgung ist entsprechend den Ausführungen in der abwä-
genden Stellungnahme berücksichtigt. 

Die Anregung zur Beitragspflicht wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.11 Verbandsgemeindeverwaltung Vordereifel, Abwasserwerk Vordereifel, Schrei-
ben vom 20.11.2018 
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Abwägungsvorgang 

Die „allgemeinen“ Ausführungen zur Abwasserbeseitigung werden zur Kenntnis genommen. 

Sie lösen für die Ebene 1. Änderung des Bebauungsplans keinen weiteren planerischen 
bzw. abwägungsrelevanten Handlungsbedarf aus. 

 

Beitragspflicht 

Die Anregungen berühren nicht den Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich der Bauleitpla-
nung. Vielmehr  betreffen diese Anregungen die Planvollzugsebene. 

Für die Ebene der 1. Änderung besteht kein  weiterer planerischer bzw. abwägungsrelevan-
ter Handlungsbedarf. 

 

Beschlussvorschlag 

Die „allgemeinen“ Ausführungen zur Abwasserbeseitigung werden zur Kenntnis genommen. 

Die Anregung zur Beitragspflicht wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 
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3.12 Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Schreiben vom 

21.01.2019 
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Abwägungsvorgang 

Bergbau/ Altbergbau 

Wie in der fachbehördlichen Stellungnahme vorgetragen, sind die Anregungen in Form eines 
Hinweises in den Textfestsetzungen bereits berücksichtigt. 

Ein darüber hinaus gehender planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf 
ergibt sich für die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans nicht. 

 

Boden und Baugrund – allgemein 

Die vorgebrachten Anregungen richten sich an die Planvollzugsebene und sind dort entspre-
chend zu berücksichtigen. 

Der Aufgaben- und Zuständigkeitsbereich der Bauleitplanung wird durch die vorgebrachten 
Anregungen bzw. Hinweise auf die geltenden DIN-Vorschriften bei Eingriffen in den Boden 
nicht tangiert. 

Es besteht kein weiterer planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf für die 
vorliegende 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans. 

 

Boden und Baugrund – mineralische Rohstoffe 

Es besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf für die vorliegende 
1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans. 

 

Radonprognose 

Die Anregung, wonach keine Daten zu einem etwaigen Vorkommen von Radon vorliegen, 
wird zur Kenntnis genommen. 

Es besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf für die vorliegende 
1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans. 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregungen zum Bergbau/ Altbergbau sind in den Textfestsetzungen unter C2 bereits 
berücksichtigt. 

Die Anregungen zu Boden und Baugrund – allgemein, Boden und Baugrund – mineralische 
Rohstoffe und Radonprognose werden zur Kenntnis genommen. 

Es besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf für die vorliegende 
1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans. 
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Abwägung        
  

 

 
 

 

Abstimmungsergebnis 

Etwaige Anträge: 

 

 

 

 

Beschlussfassung: 

 

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig/  Zustimmungen 

   Ablehnungen 

   Stimmenthaltungen 

 


